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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Rolf Kutzmutz, Dr. Christa Luft, 
Dr. Gregor Gysi und der Gruppe der PDS 
— Drucksache 13/2076 — 


Entscheidungen des Bundesministeriums des Innern zur Gewährung von Mitteln 
für die Förderung politischer Bildungsarbeit 


1. Ist es zutreffend, daß seit 1994 für die Förderung politischer Bil- 
dungsarbeit eine Untersuchung auf eine etwaige Nähe der Zuwen- 
dungsempfänger zu politischen Parteien ausschließlich hinsichtlich 
der PDS stattfindet? 


Dies ist nicht zutreffend. 


2. Wenn ja, welchen Inhalt hat die Anweisung? 


Entfällt. 


3. Welche Gesetze und Regelungen berechtigen die Bundesregierung, 
mit Hinweis auf die von ihr vorgenommene Einschätzung der PDS im 
Verfassungsschutzbericht 1994 der PDS und ihr möglicherweise oder 
tatsächlich nahestehenden Vereinen Mittel vorzuenthalten, die sie 
allen anderen im Deutschen Bundestag vertretenen Parteien ge- 
währt? 


Die Bundesregierung gewährt keiner der im Deutschen Bundes- 
tag vertretenen Parteien Mittel für die Förderung politischer Bil- 
dungsarbeit. 

Im übrigen verweist die Bundesregierung auf ihre Antwort zur 
Frage 14 in der Drucksache 13/2048 vom 14. Juli 1995. 


Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Schreiben des Bundesministeriums des Innern vom 
21. August 1995 übermittelt. 

Die Drucksache enthält zusätzlich - in kleinerer Schrifttype - den Fragetext. 
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4. In welchen weiteren Fällen gibt es Anweisungen des Bundesministe- 
riums des Innern, die im Grundgesetz garantierten Rechte einzu- 
schränken, wenn eine Nähe zur PDS der Zahlungsempfänger ver- 
mutet wird? 


Die mit der Fragestellung beabsichtigte Unterstellung wird 
zurückgewiesen. Derartige Anweisungen gibt es nicht. 


5. Wer entscheidet darüber, ob eine Nähe zur PDS vorliegt? 


Die Bundesregierung entscheidet über eine „Nähe" von Zuwen- 
dungsempfängern zur PDS nach Prüfung des objektiven Erklä- 
rungswerts ihrer politischen/programmatischen oder sonstigen 
geäußerten Vorstellungen sowie ihrer Tätigkeit. 


6. Werden Personen oder Vereine daraufhin beobachtet, ob sie der PDS 
nahestehen? 

7. In welchen Fällen erfolgt eine Untersuchung, ob eine Nähe zur PDS 
vorliegt? 


Die Zulässigkeit der Beobachtung von Organisationen und Ver- 
einen bestimmt sich nach den einschlägigen Vorschriften des 
Bundesverfassungsschutzgesetzes. 


8. Mit welcher Begründung fordert der Bundesminister des Innern 
Beweise für die demokratische Haltung der PDS, wenn die politische 
Bildungsarbeit mit der Begründung behindert wird, daß „der Verein 
der PDS nahesteht"? 


Der Bundesminister des Innern hat keine Forderungen an Vereine 
gestellt. Es wird auf die Antwort der Bundesregierung zur 
Frage 14 in der Drucksache 13/2048 vom 14. Juli 1995 verwiesen. 


9. Der Verfassungsschutzbericht 1994 benennt in der Darstellung der 
„Neuen Rechten" die Ausarbeitung von Wolfgang Gessenharter, 
„die ,Neue Rechte' als Scharnier zwischen Konservatismus und 
Rechtsextremismus in der Bundesrepublik Deutschland". In wel- 
chem Umfang wurden 1993 und 1994 sowie werden 1995 von der 
Bundeszentrale für politische Büdung Einrichtungen, wie das Stu- 
dienzentrum Weikersheim, das in der zitierten Ausarbeitung enthal- 
ten ist, und die Landsmannschaft Ostpreußen gefördert? 


Zu der Darstellung der „Neuen Rechten" bemerke ich: 

In der Öffentlichkeit kam im Zusammenhang mit der Diskussion 
über eine Intellektualisierung des Rechtsextremismus zunehmend 
der Begriff der „Neuen Rechten" auf. Mit diesem Begriff werden 
ganz unterschiedliche Phänomene beschrieben. Vorherrschend in 
der Auseinandersetzung ist das Verständnis von den „Neuen 
Rechten" als „Scharnier" zwischen Konservatismus und Rechts- 
extremismus. In dieser Sicht ist die „Neue Rechte" keineswegs 
eindeutig dem Rechtsextremismus zuzuordnen. Gleichwohl ist in 
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der Publizistik eine bedenkliche Erosion der exakten Abgrenzung 
zwischen rechtsextremistischen und ultra-konservativen Ausrich- 
tungen unverkennbar. 

Im übrigen wird die Frage wie folgt beantwortet: 

Die Landsmannschaft Ostpreußen erhielt bzw. erhält folgende 
Zuwendungen: 

1993 12 317 DM, 

1994 10 806 DM, 

1995 vorgesehenes Jahreskontingent 14 000 DM. 

Das Studienzentrum Weikersheim erhielt bzw. erhält folgende 
Zuwendungen: 

1993 29 925 DM, 

1994 28 000 DM, 

1995 vorgesehenes Jahreskontingent 28 000 DM. 
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